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Gesetz zur Stärkung  
der Gesundheitsförderung und der Prävention 

 – BGBl. I S.1368 

Č     PrävG vom 17. Juli 2015 

 

Č  In Kraft seit dem 25. Juli 2015 

 

Č     Sozialversicherungsrecht  
 

 



 

Grenzen:  Föderale Kompetenzordnung 
 

 

ÅGesundheitsförderung und Prävention sind Aufgaben vieler Akteure ς 
staatlicher wie nicht-staatlicher 

 

ÅBund:  keine umfassenden Kompetenzen zur Regelung von 
Gesundheitsförderung und Prävention 
 

ÅBund: Zuständig für Regelung der Sozialversicherung 

 



 

Grenzen:  Föderale Kompetenzordnung 
 

Wie kann es mit einem Gesetz, das Sozialleistungsrecht regelt, 
gelingen, insbesondere die Gesundheitsförderung und Prävention in 
den alltäglichen Lebensräumen der Menschen zu verbessern bei 
folgenden Maßgaben: 

Å[ŜƛǎǘǳƴƎŜƴ ŘŜǊ {ƻȊƛŀƭǾŜǊǎƛŎƘŜǊǳƴƎǎǘǊŅƎŜǊ ƳǸǎǎŜƴ ŘŜƳ α½ǿŜŎƪ ŘŜǊ 
{ƻȊƛŀƭǾŜǊǎƛŎƘŜǊǳƴƎά ŘƛŜƴŜƴ 

ÅKeine Änderung der Leistungsverantwortung 

ÅKeine Änderung der Finanzierungsverantwortung 

Bekenntnis zum gegliederten System der sozialen Sicherung 



Ziele des PrävG als Leistungsgesetz 

ÁEinbeziehung aller Sozialversicherungsträger sowie privaten 
Krankenversicherung und Pflege-Pflichtversicherung, um 
Gesundheitsförderung und Prävention in den Lebenswelten unter 
Nutzung bewährter Strukturen und Angebote zu stärken.  

ÁLeistungen der Krankenkassen zur Früherkennung von Krankheiten 
weiterentwickeln. 

ÁZusammenwirken von betrieblicher Gesundheitsförderung und 
Arbeitsschutz verbessern.  

ÁLeistungen sollen sozial bedingte sowie geschlechtsbezogene 
Ungleichheit von Gesundheitschancen vermindern.   



Schwerpunkt: Lebenswelten 

ü§ 20a SGB V: für die Gesundheit bedeutsame, abgrenzbare soziale Systeme 
insbesondere  
 
-des Wohnens, 
-des Lernens,  
-des Studierens, 
-der medizinischen und pflegerischen Versorgung sowie  
-der Freizeitgestaltung 

 
ü§ 20b SGB V: Gesundheitsförderung im Betrieb 
 
  



Mehr Ressourcen – mehr Möglichkeiten 

ab 2016 je Versichertem 7 ϵ, (rd. 500 Mio. ϵ) für Präv. und GF, davon je 
2ϵ (je rd. 140 Mio. ϵ) für Leistungen in nicht-betrieblichen Lebenswelten 
und für Leistungen zur betrieblichen Gesundheitsförderung 
 
 



 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

Mehr Leistungen in nicht-betrieblichen Lebenswelten 
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Mehr Leistungen in betrieblichen Lebenswelten 



Effektiver und effizienter Mitteleinsatz zur Umsetzung der Ziele 

Å Klarer Leistungsauftrag 

Å Gemeinsames Verständnis von Prävention 

Å Gemeinsame Ziele 

Å Gute Zusammenarbeit 



Klarer Leistungsauftrag GKV: § 20a und 20b SGB V 

Å YǊŀƴƪŜƴƪŀǎǎŜƴ ŦǀǊŘŜǊƴ Χ ƛƴ [ŜōŜƴǎǿŜƭǘŜƴ όƛƴ .ŜǘǊƛŜōŜƴύ Χ !ǳŦōŀǳ ǳƴŘ {ǘŅǊƪǳƴƎ 
gesundheitsförderlicher Strukturen 

Å Beteiligung der Versicherten und der für die Lebenswelt (für den Betrieb) 
Verantwortlichen 

Å Kassenübergreifende Zusammenarbeit 

Å Unterstützung durch BZgA (Entwicklung kassenübergreifender Leistungen und 
Qualitätsentwicklung, Geschäftsstelle Präventionskonferenz) 

 



Neue Strukturen: Nationale Präventionskonferenz 

Die Aufgabe der Entwicklung und Fortschreibung der nationalen Präventionsstrategie wird von der Nationalen 
Präventionskonferenz als Arbeitsgemeinschaft der gesetzlichen Spitzenorganisationen der Leistungsträger (GKV-SV 
der Krankenkassen, GKV-SV als Spitzenverband der Pflegekassen, Deutsche Rentenversicherung [mit je zwei 
Sitzen], Gesetzliche Unfallversicherung und die Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau [mit 
je einem Sitz]) wahrgenommen. 

Bei angemessener finanzieller Beteiligung erhält PKV auch eine Stimme. 

Bund und Länder erhalten jeweils vier Sitze mit beratender Stimme. 

Die Kommunalen Spitzenverbände auf Bundesebene, die Bundesagentur für Arbeit, die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände, der Deutsche Gewerkschaftsbund, die Patientenvertretung nach § 140f SGB V, 
die BVPG e.V. als Vertreterin des Präventionsforums nehmen mit beratender Stimme teil.    

Geschäftsstelle bei der BZgA  



Neue Strukturen: Nationale Präventionsstrategie 

Die Nationale Präventionskonferenz ŜƴǘǿƛŎƪŜƭƴ Χ eine nationale 
Präventionsstrategie und gewährleisten ihre Umsetzung und Fortschreibung im 
Rahmen der 

Die Nationale Präventionsstrategie umfasst insbesondere: 

- Vereinbarung zu bundeseinheitlichen, trägerübergreifenden Rahmenempfehlungen 
zur Gesundheitsförderung und Prävention (vereinbart im Benehmen mit BMG, 
BMAS, BMEL, BMFSFJ, BMI und den Ländern) 

- Die Erstellung eines Berichts über die Entwicklung der Gesundheitsförderung und 
Prävention (alle vier Jahre, erstmals zum 1. Juli 2019). 



ü{ƛŎƘŜǊǳƴƎ ǳƴŘ ²ŜƛǘŜǊŜƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ Χ 

Å der Qualität von Gesundheitsförderung und Prävention 
und 

Å der Zusammenarbeit der für die Erbringung von 
Präventionsleistungen zuständigen Träger und Stellen... 

 

ü durch Festlegung der 

Ågemeinsamen Ziele, 

Åvorrangigen Handlungsfelder, 

Åvorrangigen Zielgruppen, 

Åzu beteiligenden Organisationen und Einrichtungen, 

ÅDokumentations- und Berichtspflichten.  

 

  

Bundesrahmenempfehlungen vom 19.02.2016 



Bundesrahmenempfehlungen vom 19.02.2016 

ü Gemeinsames Verständnis, einen Beitrag zu größerer gesundheitlicher Chancengleichheit zu 
leisten: 

ÅKonzentration von Aktivitäten auf solche Lebenswelten, in denen insbesondere auch 
Menschen mit sozial bedingt ungünstigeren Gesundheitschancen (Indikatoren: 
niedriger Bildungsstand, niedrige berufliche Stellung bzw. Erwerbslosigkeit und geringes 
Einkommen) ohne Stigmatisierung erreicht werden ƪǀƴƴŜƴΧ 

ÅΧ ƛƴ YƻƳƳǳƴŜƴ Ƴƛǘ ƴƛŜŘǊƛƎŜƳ ŘǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘƭƛŎƘŜƳ tǊƻ-Kopf-Einkommen bzw. hohem 
Anteil an Arbeitslosen, Empfängerinnen und Empfängern von Grundsicherung nach SGB 
II oder Migrantinnen und Migranten, Fördergebieten des 
Städtebauförderungsprogramms Soziale Stadt sowie Kommunen bzw. Einrichtungen im 
ländlichen Raum mit schlechter Infrastruktur und einem hohen Anteil älterer Menschen 
Χ  

ÅHierbei sollten auch die im Rahmen der Gesundheits- und Sozialberichterstattung 
erhobenen Daten der Länder (und ggf. Kommunen) sowie die Daten der Träger der 
gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung und der sozialen 
Pflegeversicherung berücksichtigt werden. 

 

Vgl. Bundesrahmenempfehlungen der NPK vom 

19.02.2016, S. 6  



Präventionsforum 

Die Nationale Präventionskonferenz wird durch ein Präventionsforum beraten, das in 
der Regel einmal jährlich stattfindet.  

Das Präventionsforum setzt sich aus Vertretern der für die Gesundheitsförderung und 
Prävention maßgeblichen Organisationen und Verbänden sowie der 
stimmberechtigten und beratenden Mitglieder der Nationalen Präventionskonferenz 
zusammen. 

Die Nationale Präventionskonferenz beauftragt die Bundesvereinigung für Prävention 
und Gesundheitsförderung e.V. (BVPG) mit der Durchführung des Präventionsforums 
(1x pro Jahr).  



 

Nationale Präventionskonferenz 
unterstützt durch Geschäftsstelle BZgA 
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Aufgaben der BZgA: Unterstützung der GKV 

ÅZur Sicherstellung und Weiterentwicklung der Qualität der Leistungen beauftragt der 
Spitzenverband Bund der Krankenkassen die BZgA ab dem Jahr 2016 insbesondere mit 
der Entwicklung der Art und der Qualität kassenübergreifender Leistungen, deren 
Implementierung und deren wissenschaftlicher Evaluation.  

ÅDies in Lebenswelten für in der gesetzlichen Krankenversicherung Versicherte, 
insbesondere in Kindertageseinrichtungen, in sonstigen Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe, in Schulen sowie in den Lebenswelten älterer Menschen und zur 
Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität der Leistungen. 

ÅDer Spitzenverband Bund der Krankenkassen legt dem Auftrag die nach § 20 Absatz 2 
Satz 1 festgelegten Handlungsfelder und Kriterien sowie die in den 
Rahmenvereinbarungen nach § 20f jeweils getroffenen Festlegungen zugrunde.  

ÅIm Rahmen des Auftrages soll die BZgA geeignete Kooperationspartner heranziehen.  



Vor Ort: Landesrahmenvereinbarungen 

Zur Umsetzung der Nationalen Präventionsstrategie schließen die Landesverbände 
ŘŜǊ YǊŀƴƪŜƴƪŀǎǎŜƴ ǳƴŘ ŘƛŜ 9ǊǎŀǘȊƪŀǎǎŜƴ ΧΦ Ƴƛǘ ŘŜƴ in den Ländern zuständigen 
Stellen gemeinsame Rahmenvereinbarungen auf Landesebene  

Bundesrahmenempfehlung ist die Basis für die Umsetzung auf Landesebene in den 
Landesrahmenvereinbarung 

Verabschiedung der Landesrahmenvereinbarungen im PrävG ohne Frist, aber in 2016 
vorgesehenΧ 



Rahmenvereinbarungen 

- 
regionale Erfordernisse 

Gemeinsame Ziele u.  

Handlungsfelder? 

Welche weiteren Einrichtungen 

 u. Organisationen werden beteiligt? 

Wie werden Leistungen 

 koordiniert? 

Wie werden  

Zuständigkeitsfragen geklärt? 

Wie wird der ÖGD einbezogen? 

Wie wird die Jugendhilfe 

 einbezogen? 

Krankenkassen 

Rentenversicherung 

Unfallversicherung 

Pflegekassen 

Länder 

Bundesagentur für 
Arbeit 

Komm. 
Spitzenverbände 

Arbeitsschutz-
behörden 

Landesebene:  
Kooperation & Koordination 



Nationale Präventionsstrategie: Stand und Ausblick 

Bund: 
Rahmenempfehlungen 

19.2.2016 

Hessen: 
Landesrahmenvereinbarung 

1.4.2016 

Thüringen: 
Landesrahmenvereinbarung 

7.4.2016 

Sachsen: 
Landesrahmenvereinbarung  

1.6.2016 

Präventionsforum 

13.9.2016 

Präventionsbericht 

1. Juli 2019 



Ansatzpunkte und Strukturen kommunaler Prävention und 
Gesundheitsförderung 

Å Empfehlungen der kommunalen Spitzenverbände und der gesetzlichen 
Krankenversicherung zur Zusammenarbeit im Bereich Primärprävention und 
Gesundheitsförderung in der Kommune (Mai 2013) 

Å Leitfaden Prävention der GKV ς Gesundheitsförderung in der Kommune (i.d.F. vom 
10. Dezember 2014) 

Å Kooperationsverbund Gesundheitliche Chancengleichheit 

Å Gesunde Städte-Netzwerk 

Å Koordinierungsstellen in den Bundesländern 

Å tǊŅǾŜƴǘƛƻƴǎƎŜǎŜǘȊ Χ 



Ansatzpunkte und Strukturen kommunaler Prävention und 
Gesundheitsförderung im Präventionsgesetz 

Å Neu im Präventionsgesetz: nicht-betriebliche Lebenswelten erstmals gesetzlich 
definiert 

Å deutlich erhöhte Ausgaben, die  auch in der Lebenswelt Kommune Wirkung 
entfalten sollen 

Å Kommunale Spitzenverbände als beratende Mitglieder in der NPK 
Å Bundesrahmenempfehlungen: bei allen drei Zielen (gesund aufwachsen, gesund 

leben und arbeiten, gesund älter werden) Kommune als wichtige Lebenswelt 
erkannt. 

Å Landesrahmenvereinbarungen konkretisieren Bundesrahmenempfehlungen, 
komm. Spitzenverbände sind zu beteiligen bzw. können Vereinbarungen beitreten 

Å Gesunde Städte-Netzwerk als Teilnehmer am Präventionsforum 2016 



Lebensphase Zielgruppe Lebenswelt Träger Organisationen u. 
Einrichtungen 

Kinder und 
Jugendliche 

Werdende, junge Familien, 
Alleinerziehende, 
Kinder in der Kita-Phase 

Kommune (z.B. 
Stadtteiltreff) 
Kita 

Krankenkassen 
Unfallversicherung 

Bildungs- und 
Freizeiteinrichtungen, 
Familienberatungsstellen, 
Kirchen, Wohlfahrtsverbände, 
Kita-Träger, 
Jugendhilfe, 
(Sport)Vereine, 

Kinder und Jugendliche  Schule (auch 
Hochschulen) 
Freizeiteinrichtungen 

Krankenkassen, 
Unfallversicherung 

Schulträger, Kommunen, Länder, 
Sportvereine 

Erwachsene Erwerbstätige Betrieb Krankenkassen, Unfall- und 
Rentenversicherung 

Arbeitgeber, Betriebsräte, 
Betriebsärzte, Fachkräfte f. 
Arbeitssicherheit, 
Arbeitsschutzbehörden 

Arbeitslose Kommune Krankenkassen, 
Unfallversicherung 

Arbeitsagenturen, Jobcenter, 
Kommunen, 
Qualifizierungsträger 

Ältere 
Menschen 

Personen nach der 
Erwerbsphase  

Kommune Krankenkassen Seniorenzentren, 
Wohnungsbaugesellschaften, 
Wohlfahrtsverbände, 
(Sport)Vereine 

Bewohner stationärer 
Pflegeeinrichtungen 

Pflegeeinrichtung Pflegekassen, 
Unfallversicherung, 
Krankenkassen, 
Rentenversicherung 

Wohlfahrtsverbände,  
Kultur-/  Freizeitvereine 



Erstes Resümee  

ÅDas PrävG ermöglicht ein konzertiertes Vorgehen, um die gesellschaftlichen Herausforderungen 
anzunehmen (Folgen der demografischen Entwicklung, gesundheitliche Chancengleichheit, 
chronisch-degenerativen und psychischen Erkrankungen) 

ÅWichtige Regelungen des PrävG zur Verbesserung der Kooperation und Koordination sind 
fristgerecht umgesetzt  
(Nationale Präventionskonferenz, Bundesrahmenempfehlungen)  

ÅDie Inhalte der BRE sind eine gute Basis für die Ergänzung der Potenziale der SV-Träger und für die 
Entwicklung der LRV 

ÅErfolg abhängig vom Konkretisierungsgrad der LRV 

ü SV-Träger müssen ihren Gestaltungsraum i.S.d. Qualitätsanforderungen des PrävG nutzen 

ü  Partner der LRV müssen sich sinnvoll einbringen  

ü  Aufbau von Vertrauen 

Å±ƻƴ ǿŜǎŜƴǘƭƛŎƘŜǊ .ŜŘŜǳǘǳƴƎΥ CƻǊǘŜƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ ŘŜǎ α[ŜƛǘŦŀŘŜƴǎ tǊŅǾŜƴǘƛƻƴά ǳƴǘŜǊ 
Berücksichtigung der Gesundheits- und Arbeitsschutzziele 

 

 



Aber Vorsicht é 

„ Verzahnung besteht meist in dem Bemühen, sich zusätzliche 
Zähne zu besorgen, um ein größeres Stück vom 
Verteilungskuchen abbeißen zu können.“ 

 
(gefunden auf der Homepage von Ernst Bruckenberger) 
 
  



Vielen Dank für Ihr Interesse! 

Dr. Birgit Cobbers 

Leiterin des Referats ĂFrauen und Gesundheit, 

Qualitªtssicherungñ 

birgit.cobbers@bmg.bund.de 


